
204 | Hessisches Ärzteblatt 4/2024

„Wir brauchen kurzfristig eine finanzielle  

Stabilisierung der Krankenhäuser“ 

Prof. Dr. Steffen Gramminger, Direktor der Hessischen Krankenhausgesellschaft,  

zur geplanten Krankenhausreform und ihren Folgen

Interview mit Prof. Dr. med. Steffen 

Gramminger, Geschäftsführender Di-

rektor der Hessischen Krankenhaus-

gesellschaft e. V. (HKG), zur geplan-

ten Krankenhausreform und ihren 

Folgen.

Wie sieht derzeit die wirtschaftliche Lage 

der Krankenhäuser aus?

Prof. Dr. Steffen Gramminger: Die wirt-

schaftliche Situation der Krankenhäuser 

ist so dramatisch wie noch nie. Wir brau-

chen dringend die seit Monaten geforder-

ten Inflations- und Tarifausgleiche, an-

sonsten geht den Krankenhäusern die 

Luft aus. Die bisherigen Maßnahmen wa-

ren Soforthilfemaßnahmen, welche 2022 

und 2023 kurzfristig die Liquidität stabili-

sierten, aber keine dauerhafte Refinanzie-

rung der erheblich gestiegenen Kosten 

gewährleisten.

Außerdem verzeichnen wir seit der Coro-

napandemie Fallzahlenrückgänge, im 

Durchschnitt sind das 10 bis 11 % weniger 

Fälle pro Jahr. Dafür gibt es mehrere Grün-

de, aber insbesondere ist der Fachperso-

nalmangel hierfür verantwortlich. Viele 

Krankenhäuser müssen immer wieder 

Betten sperren und können somit nicht ih-

re Stationen voll belegen. Statistisch resul-

tieren leere Betten und gleichzeitig gehen 

die Erlöse zurück. 

Neben steigenden Kosten und fehlenden 

Erlösen kommen die seit vielen Jahren un-

zureichenden Fördermittel hinzu. Kran-

kenhäuser mussten Kredite aufnehmen, 

um notwendige Investitionen zu tätigen. 

Abschreibungen und Zinsen wurden mit 

steigenden Fallzahlen und Erlössteigerun-

gen bezahlt. Dieses Geschäftsmodell, in 

welches die Krankenhäuser hineingetrie-

ben wurden, fliegt uns jetzt um die Ohren. 

Steigende Sach- und Personalkosten, ver-

minderte Erlöse und steigende Zinskos-

ten. Ein Gemisch, mit dem 80 % der Kran-

kenhäuser rote Zahlen schreiben.

Was muss kurzfristig geschehen, um  

die stationäre Krankenversorgung zu 

 sichern?

Gramminger: Zunächst muss eine Sofort-

hilfe erfolgen. Wie in der Bundesratser-

schließung vom November 2023 von den 

Ländern gefordert, muss eine 4%ige Stei-

gerung der Landesbasisfallwerte erfolgen, 

um die Inflationskostensteigerungen der 

Jahre 2022 und 2023 auszugleichen. Min-

destens muss aber der Landesbasisfall-

wert rückwirkend zum 01.01.2024 basis-

wirksam um 2 % auf den Kostenorientie-

rungswert angeglichen werden. Außer-

dem kommt die Krankenhausreform ei-

nerseits zu spät und andererseits ist die 

Vorhaltefinanzierung in der bisherigen 

Form völlig ungeeignet und muss drin-

gend überarbeitet werden. Zwischenzeit-

lich könnten vorhandene Zuschläge wie 

der Sicherstellungszuschlag, die Zuschlä-

ge der Notfallversorgung oder die Zu-

schläge für besondere Fachbereiche 

schnell und unbürokratisch erhöht wer-

den. Damit würde man nicht mit der Gieß-

kanne Gelder verteilen, sondern ganz ge-

zielt besonders notwendige Krankenhaus-

standorte sichern. Wir brauchen eine sol-

che Stabilisierung jetzt. Sonst baut man 

die neuen Krankenhausstrukturen auf 

Treibsand bzw. verliert Strukturen, welche 

man später mit viel Geld wieder aufbauen 

muss.

Aber klar ist auch: Wir müssen an die 

Strukturen ran! Es geht nicht nur um die 

Wirtschaftlichkeit der stationären Versor-

gung. Wir müssen vor allem auch lernen, 

mit dem Fachpersonalmangel umzugehen 

und unsere Patientenbehandlung wesent-

lich effizienter gestalten. Hierzu müssen 

wir die Spezialisierung, die Ambulantisie-

rung und die Digitalisierung fördern sowie 

die starren Sektorengrenzen auflösen. 

Den Patientinnen und Patienten ist es völ-

lig egal, welcher Sektor für sie zuständig 

ist – sie wollen einfach nur gut behandelt 

werden – am besten sektorenfrei. Den-

noch müssen wir auch ehrlicher zu unse-

rer Bevölkerung werden. Gute und schnel-

le Behandlung zu jeder Zeit an jedem Ort 

ist kein Automatismus und wird auch 

nicht immer zu gewährleisten sein.

Wie schätzen Sie den aktuellen Stand der 

Verhandlungen zur Krankenhausreform 

ein und welche Auswirkungen sehen Sie 

für Hessen?

Gramminger: Grundsätzlich betrachtet, 

greift die Krankenhausreform zu kurz. Ei-

gentlich brauchen wir eine Gesundheits-

reform. Ob ambulant, stationär, im Ret-

tungsdienst oder in der Pflege: Wir alle ha-

ben mit den aktuellen Herausforderungen 

zu kämpfen. Nur wenn wir die Zusam-

menarbeit stärken und vom Sektorenden-

ken wegkommen, können wir unsere Effi-

zienz steigern. Leider tun wir uns hier 

schon seit Jahren sehr schwer. 

Hinzukommt, dass man sich des Eindrucks 

nicht erwehren kann, dass sich die Bun-

despolitik völlig verrannt hat. Es geht 

nicht mehr um die besten Lösungen, son-

dern nur noch um das Durchsetzen seiner 

Prof. Dr. med. Steffen Gramminger, Geschäfts-

führender Direktor der Hessischen Krankenhaus-

gesellschaft.
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eigenen Vorstellungen. Vieles ist geprägt 

von Fraktionszwang anstatt von einem 

konstruktiven Miteinander. So sind Bund 

und Länder momentan völlig zerstritten 

und man muss große Bedenken haben, in-

wiefern die Reform, die wir alle dringend 

benötigen, überhaupt zustande kommt. 

Der Zeitplan ist jetzt schon nicht mehr zu 

halten. Selbst wenn das neue Gesetz zum 

01.01.2025 in Kraft tritt, dauert es noch 

mindestens zwei Jahre, bis die Kranken-

hausreform mit ihren Leistungsgruppen 

und der Vorhaltefinanzierung an den Start 

gehen kann, und nochmals mindestens 

ein Jahr, bis die ersten Auswirkungen zu 

verzeichnen sein werden. Hessen wäre 

gut beraten, nicht auf Berlin zu warten, 

sondern ähnlich wie Nordrhein-Westfalen 

(NRW) das Handeln selbst in die Hand zu 

nehmen. Orientierend an den Leistungs-

gruppen aus NRW können wir auch in 

Hessen eine neue und zukunftsorientierte 

Krankenhausplanung angehen und uns 

vor allem für eine sektorenfreie Gesund-

heitsplanung einsetzen.

Mit Inkrafttreten des Krankenhaustrans-

parenzgesetzes wird das Institut für das 

Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK) sei-

nen Auftrag vom BMG umsetzen und je-

den stationären Fall einer Leistungsgrup-

pe zuordnen müssen. Dieser Algorithmus 

entspricht dann in keiner Weise dem Vor-

gehen in NRW, da dort ein Großteil der 

Fälle nach der Weiterbildungsverordnung 

und nach entlassener Fachabteilung zuge-

ordnet wird. Da anhand der Leistungs-

gruppen aber das Vorhaltebudget verteilt 

werden soll, wird das InEK streng nach ICD 

und OPs zuordnen. Es ist zu befürchten, 

dass im Resultat dann verschiedene Syste-

me nebeneinanderher existieren.

Neben diesen „technischen Herausforde-

rungen “ müssen wir vor allem auch die re-

gionalen Besonderheiten und die demo-

grafischen Entwicklungen im Blick haben. 

Hier brauchen wir den nötigen Freiraum in 

den Ländern – auch in Hessen. Es existie-

ren im Vogelsbergkreis völlig andere Vo-

raussetzungen als in Frankfurt. 

Insgesamt bin ich für Hessen guter Dinge. 

Viele Krankenhäuser sprechen schon jetzt 

untereinander, wie man die Krankenhaus-

leistungen besser aufeinander abstimmen 

kann, wie man Standorte evtl. zusammen-

legen oder wie man kooperieren kann. 

Auch in einem speziellen Gremium unter 

Führung des Ministeriums tauschen sich 

Krankenhausgesellschaft, die Kassenärzt-

liche Vereinigung, die Landesärztekam-

mer, der Städte- und Landkreistag und die 

Krankenkassen regelmäßig aus, um die 

Krankenhausplanung in Hessen neu auf-

zustellen. Und allen Beteiligten ist klar: Ein 

„weiter so“ kann es nicht geben. Dennoch 

wird es noch ein langer und steiniger Weg.

Wie können wir zu einer noch besseren 

Kooperation von ambulanter und statio-

närer Versorgung gelangen?

Gramminger: Das Verhältnis zwischen 

Kassenärztlicher Vereinigung und Hessi-

scher Krankenhausgesellschaft war schon 

einmal entspannter. Aber wir müssen reali-

sieren, dass der eine ohne den anderen 

nicht kann. Und wir müssen moderner 

denken. Es gibt nicht Tausende Ärzte, die 

sich niederlassen wollen, und nicht Tausen-

de Ärzte, die nur warten, in Krankenhäu-

sern eingesetzt zu werden. Daher ruhen 

unsere Hoffnungen auf den sektorüber-

greifenden Versorgungseinrichtungen, in 

denen wie selbstverständlich ambulant 

und stationär behandelt werden kann. Da-

bei müssen die Krankenhäuser für den am-

bulanten Bereich geöffnet werden und der 

vertragsärztliche Bereich muss Möglichkei-

ten bekommen, ebenfalls an der stationä-

ren Behandlung zu partizipieren. 

Die ärztliche Weiterbildung steht derzeit 

unter großem Druck. Nur wenn eine gute 

Weiterbildung gewährleistet wird, kann 

mittelfristig die ärztliche Versorgung ge-

sichert werden. Dies muss bei der Finan-

zierung berücksichtigt werden. Wie 

schätzen Sie hier den aktuellen Verhand-

lungsstand ein?

Gramminger: Ärztliche Weiterbildung ist 

momentan eigentlich gar nicht finanziert. 

Im vertragsärztlichen Bereich ist die Wei-

terbildungsquote deutlich zu gering und 

die Förderung nicht ausreichend. Im statio-

nären Bereich muss alles über die DRG fi-

nanziert werden. Dort gibt es aber keine 

Kostenstelle „Ärztliche Weiterbildung“, das 

heißt die Kosten für die ärztliche Weiterbil-

dung müssen mit den DRG-Erlösen erwirt-

schaftet werden. Eine solche Art der „Pseu-

dorefinanzierung“ stärkt natürlich nicht 

den Bereich der Weiterbildung. Hier müs-

sen wir versuchen, dass ärztliche Weiterbil-

dung gesondert finanziert wird. Aber mit 

der Einführung der Leistungsgruppen und 

Spezialisierung der Krankenhäuser haben 

wir noch ein ganz anderes Problem. Es 

werden nur noch wenige Krankenhäuser 

die volle Weiterbildungsermächtigung be-

kommen. Somit werden viele Krankenhäu-

ser vor allem in den ländlichen Regionen 

für Ärzte in Weiterbildung unattraktiv, was 

wiederum ein Problem für die flächende-

ckende Versorgung darstellt. Weder wer-

den Krankenhäuser noch Praxen auf dem 

Land Fachärzte finden, wenn diese nur in 

urbanen Großkliniken weitergebildet wer-

den. Hier müssen wir dringend die Weiter-

bildung im Verbund weiterentwickeln. 

Auch dies ist wieder ein Beispiel von not-

wendiger Zusammenarbeit zwischen 

Krankenhausgesellschaft, Landesärzte-

kammer und Kassenärztlicher Vereinigung. 

Wie sehen Sie die Rolle von Konzernen 

mit ausschließlichem Kapitalinteresse in 

der ärztlichen Versorgung? Viele Ärztin-

nen und Ärzte sehen hier Probleme für 

die Versorgungsqualität.

Gramminger: Klar hat man immer Beden-

ken, wenn die Ökonomie bei der Gesund-

heitsversorgung zu sehr im Vordergrund 

steht. Aber woher soll das Geld bitteschön 

kommen? Die Kassen der Kommunen, der 

Länder und des Bundes sind leer. Also ist 

unser Gesundheitssystem doch auch auf 

private Geldgeber angewiesen. Gerade in 

Deutschland war man immer auf die Trä-

gerpluralität stolz und ich bin der Mei-

nung: auch zu Recht. Die Trägervielfalt ist 

eine der wichtigsten Voraussetzungen, 

Qualität zu einem bezahlbaren Preis zu er-

bringen. Nur durch einen gewissen Markt-

druck wird ein Ansporn erzielt, besser zu 

werden. Daher halte ich auch von der 

„Lauterbach’schen Entökonomisierung“ 

nichts. Eine solche Entökonomisierung 

würde zu einer unbezahlbaren Gesund-

heitsversorgung bei geringem Anreiz zur 

Qualitätssteigerung führen. Richtig ist 

aber auch, dass Gesundheit nicht völlig 

dem freien Markt ausgesetzt sein darf. 

Interview: Dr. med. Peter Zürner, 

 Katja Möhrle

Eine längere Version des Interviews 

findet sich online unter der Ausgabe 

04/2024 in der pdf der Literaturver-

zeichnisse. Zur HKG vgl. auch S. 210.
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